
 

  

S 32 AS 1681/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land -
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren U25

erwerbsfähiger Leistungsberechtigter
Sanktion
Sanktionsbescheid
Minderung des Regelbedarfs um 30%
Rechtsfolgenbelehrung
Pflichtverletzung
Maßnahme zur Aktivierung
Maßnahme zur beruflichen
Wiedereingliederung
Teilnahme
wichtiger Grund
Leistungsminderung
außergewöhnliche Härte
Abbruch der Maßnahme
Wesensgehalt
Wesensänderung
andere Rechtsgrundlage
wiederholte Pflichtverletzung

Leitsätze 1. Zur Möglichkeit der Verhängung einer
Sanktion in Höhe von 30% des
Regelsatzes gegenüber erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten, die das 25.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§
31a Abs 2 SGB II aF). 2. Eine Belehrung
über die Rechtsfolgen von
Pflichtverletzungen ist richtig und erfüllt
ihre Funktion, soweit sie den
Leistungsberechtigten auf die Minderung
des Regelsatzes in der Höhe hinweist, die
die Behörde beabsichtigt.

Normenkette SGB II aF § 31a Abs 1
SGB II aF § 31a Abs 2
SGB II § 31

1. Instanz
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Aktenzeichen S 32 AS 1681/21
Datum 17.06.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 AS 358/22
Datum 16.11.2023

3. Instanz

Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 17. Juni 2022 wird aufgehoben. Die
Klage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der Beklagte wendet sich mit seiner Berufung gegen ein Urteil des Sozialgerichts
Magdeburg. Dieses hatte den Sanktionsbescheid und den Bescheid Ã¼ber die
Minderung der dem KlÃ¤ger in den Monaten Oktober bis Dezember 2021
gewÃ¤hrten Grundsicherungsleistungen fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) aufgehoben.

Der am â�¦.. 2000 geborene KlÃ¤ger bezog im streitigen Zeitraum SGB II-Leistungen
vom Beklagten. 

Nachdem er im Jahr 2015 die Sekundarstufe mit dem Hauptschulabschluss beendet
hatte, absolvierte er in der Zeit vom 11. August 2016 bis 23. Juni 2017 ein
Berufsvorbereitungsjahr an der Berufsbildenden Schule W1â�¦â�¦. (BBS W1â�¦â�¦.)
in den Berufsbereichen ErnÃ¤hrung und Hauswirtschaft/Gesundheit. In der Zeit vom
9. August 2018 bis 1. Juli 2019 folgte eine Berufsfachschule, Fachrichtung Technik,
Schwerpunkte Holztechnik und Metalltechnik, ebenfalls an der BBS Wâ�¦â�¦.

Bereits am 16. April 2019 fand ein persÃ¶nliches BeratungsgesprÃ¤ch mit dem
Beklagten statt. Der KlÃ¤ger Ã¤uÃ�erte, er versuche den Realschulabschluss zu
erwerben. Aufgrund der Noten und der Fehlzeiten werde er ihn aber wahrscheinlich
nicht schaffen. Er wolle, da seine Mutter dies wÃ¼nsche, Immobilienmakler werden,
um einfach Geld zu verdienen. Er selbst wÃ¼rde das Schuljahr wiederholen wollen,
um einen guten Realschulabschluss zu erhalten.Â  Auch eine Berufsberatung habe
fÃ¼r ihn keine passende LÃ¶sung herausarbeiten kÃ¶nnen. 

Am 29. August 2019 kam es zu einem weiteren GesprÃ¤ch Ã¼ber die berufliche
Situation und Perspektive des KlÃ¤gers. In diesem wurde unter anderem erÃ¶rtert,
dass sein Berufswunsch, Immobilienmakler, mit einem Hauptschulabschluss nicht
zu realisieren sei.
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Weitere GesprÃ¤che Ã¼ber seine berufliche Zukunft fanden am 26. September
2019, 4. Oktober 2019 und 5. November 2019 statt.

Am 11. Februar 2020 fand erneut eine persÃ¶nliche Beratung beim Beklagten statt.
Der KlÃ¤ger Ã¤uÃ�erte wiederum, eigentlich Immobilienkaufmann werden zu
wollen, jedoch habe er keinen Realschulabschluss. Daher bewerbe er sich derzeit
fÃ¼r eine Ausbildung im Einzelhandel.

Der Beklagte senkte aufgrund eines VerstoÃ�es nach Â§ 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB II (i.d.F.
bis 31. Dezember 2022 [a.F.]) mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 25. September
2020 die dem KlÃ¤ger bewilligten Regelleistungen fÃ¼r die Monate Oktober bis
Dezember 2020 um 144,44 â�¬/Monat (30% der Regelleistung) bestandskrÃ¤ftig
ab. Er habe die mit Schreiben vom 18. Februar 2020 angebotene â��MaÃ�nahme
zur Aktivierung und beruflichen Eingliederungâ�� schuldhaft (unentschuldigte
Fehlzeiten, KÃ¼ndigung des MaÃ�nahmetrÃ¤gers) abgebrochen.

FÃ¼r die Monate Januar bis MÃ¤rz 2021 senkte der Beklagte mit
bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 17. Dezember 2020 die dem KlÃ¤ger bewilligten
Regelleistungen um 35,70 â�¬/Monat (10% der Regelleistung) ab. Er habe am 22.
Oktober 2020 einen Meldetermin unentschuldigt nicht wahrgenommen. 

Mit Schreiben vom 2. MÃ¤rz 2021 forderte der Beklagte den KlÃ¤ger auf, an der
MaÃ�nahme â��BewerberCenter W2â�¦â�¦..â�� teilzunehmen. Die MaÃ�nahme
umfasste insgesamt 30 Stunden, verteilt im Zeitraum vom 15. MÃ¤rz bis 6. Mai
2021. Inhalt der MaÃ�nahme war:

â��EinfÃ¼hrung in das Bewerbercenter,

Erstellung eines Goachingplanes,

Grundlagen zur Erstellung von Bewerbungen am PC,

Aktualisierung der Bewerbungsunterlagen,

Aufzeigen von MÃ¶glichkeiten der Arbeitssuche,

Arbeitsmarktinformationen,

Erarbeitung von realistischen beruflichen Perspektiven,

Trainieren von Verhalten im VorstellungsgesprÃ¤ch,

Bewerbertraining im Bereich HelfertÃ¤tigkeiten,

Bewerbungscoaching, Selbstvermarktungsstrategienâ��

Das Schreiben enthielt nachfolgende Rechtsfolgenbelehrung:

                             3 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html


 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  â��1. Treten Sie trotz dieser schriftlichen Belehrung Ã¼ber
die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis die mit diesem Schreiben angebotene
MaÃ�nahme zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nicht an, brechen diese
ab oder geben Anlass fÃ¼r den Abbruch und weisen Sie keinen wichtigen Grund
dafÃ¼r nach, wird das Arbeitslosengeld II um einen Betrag von 30 Prozent des fÃ¼r
Sie maÃ�gebenden Regelbedarfes zur Sicherung des Lebensunterhaltes gemÃ¤Ã� 
Â§ 20 SGB II gemindert. Liegt ein wichtiger Grund nicht vor, ist von einer Sanktion
nur dann abzusehen, wenn im konkreten Einzelfall unter BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde und abweichend vom Normalfall so auÃ�ergewÃ¶hnliche UmstÃ¤nde
vorliegen und/oder die Wirkung der Leistungsminderung ihrer Art und Schwere nach
so ungewÃ¶hnlich ist, dass die Leistungsminderung im Hinblick auf das Ziel der
Minderung oder Ã�berwindung der HilfebedÃ¼rftigkeit nicht mehr vertretbar ist
(auÃ�ergewÃ¶hnliche HÃ¤rte).

2. Die Minderung des Leistungsanspruches tritt mit Wirkung des Kalendermonats
ein, der auf -das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes, der die Pflichtverletzung
und den Umfang der Minderung der Leistung feststellt, folgt. Die Minderung dauert
im Regelfall drei Monate. Sie soll enden, sobald Sie Ihrer Verpflichtung
nachgekommen sind. ErklÃ¤ren Sie sich nachtrÃ¤glich ernsthaft und nachhaltig
bereit, Ihrer Verpflichtung nachzukommen, kann die Minderung fÃ¼r den jeweiligen
PflichtverstoÃ� unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde bis spÃ¤testens einen
Monat nach Zugang der ErklÃ¤rung aufgehoben werden.

3. SanktionszeitrÃ¤ume aufgrund der Verweigerung von Vermittlungsangeboten
kÃ¶nnen sich mit SanktionszeitrÃ¤umen der Verletzung von Meldepflichten und
anderer Pflichtverletzungen nach Â§ 31 Abs. 1 SGB II Ã¼berschneiden. Die
Minderung ist jedoch der HÃ¶he nach auf insgesamt 30 Prozent des maÃ�gebenden
Regelbedarfs begrenzt.â��

Der KlÃ¤ger trat zwar am 15. MÃ¤rz 2021 die MaÃ�nahme an. Er fehlte danach
jedoch unentschuldigt bzw. meldete sich nicht mehr beim MaÃ�nahmetrÃ¤ger.
Nach zwei Abmahnungen kÃ¼ndigte dieser mit Schreiben vom 21. April 2021 den
mit dem KlÃ¤ger abgeschlossenen Schulungsvertrag wegen fehlender Kooperation
und Mitwirkung in der MaÃ�nahme zum 23. April 2021.

Mit Schreiben vom 27. April 2021 hÃ¶rte der Beklagte den KlÃ¤ger zur
beabsichtigten Minderung der Regelleistung um 30 % pro Monat fÃ¼r die Dauer von
3 Monaten an. Er habe durch eigenes Verschulden die MaÃ�nahme nicht beendet.

Der KlÃ¤ger Ã¤uÃ�erte sich zu dem Vorwurf mit Schreiben vom 16. Mai 2021. Er
halte es nicht fÃ¼r sinnvoll, einen Beruf zu erlernen, fÃ¼r den er sich nicht
interessiere und der ihm keinen SpaÃ� mache. Da der MaÃ�nahmetrÃ¤ger ihm nicht
geholfen habe, seinen Wunschberuf zu erlernen, sei er dort nicht mehr erschienen. 

Mit Bescheid vom 1. September 2021 senkte der Beklagte die Regelleistung des
KlÃ¤gers fÃ¼r die Monate Oktober bis Dezember 2021 um 147,02 â�¬/Monat (30
%) ab. Er habe die MaÃ�nahme â��BewerbersCenter W2â�¦â�¦â�� schuldhaft
abgebrochen. Der KlÃ¤ger sei Ã¼ber die vertraglichen Bestandteile und auch die
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Rechtsfolgen von VerstÃ¶Ã�en belehrt worden. Ihm sei bewusst gewesen, dass er
durch sein Nichterscheinen eine Sanktion in Kauf nehme und sich vertragswidrig
verhalte. Die Aussage, dass der KlÃ¤ger andere Berufsvorstellungen habe wie die
zustÃ¤ndige Mitarbeiterin, rechtfertige nicht den Abbruch der MaÃ�nahme. Diese
diente der Erstellung von Bewerbungsunterlagen und UnterstÃ¼tzung bei
Bewerbungen. Eine Kommunikation mit dem Beklagten und der zustÃ¤ndigen
Mitarbeiterin des BildungstrÃ¤gers hÃ¤tte zu einer LÃ¶sung fÃ¼hren kÃ¶nnen. Es
lÃ¤gen keine wichtigen GrÃ¼nde fÃ¼r den Abbruch der MaÃ�nahme vor. Der
Beklagte stÃ¼tzte die Sanktion auf Â§ 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB II (a.F.) i.V.m. Â§ 31 Abs.
1 S. 1 SGB II (a.F.). Von einer Leistungsminderung kÃ¶nne nicht abgesehen werden.
GrÃ¼nde, die die Leistungsminderung im Hinblick auf das Ziel der Minderung oder
Ã�berwindung der HilfebedÃ¼rftigkeit nicht mehr vertretbar scheinen lieÃ�en,
seien weder ersichtlich noch geltend gemacht worden. Unter BerÃ¼cksichtigung
aller vorhandenen und bekannten UmstÃ¤nde sei eine VerkÃ¼rzung der Sanktion
gemÃ¤Ã� Â§ 31b Abs. 1 S. 4 SGB II (a.F.) (VerkÃ¼rzung auf 6 Wochen) nicht
mÃ¶glich. Es seien keine UmstÃ¤nde bekannt, die eine nachtrÃ¤gliche Mitwirkung
des KlÃ¤gers erkennen lieÃ�en oder dass dieser ein besonderes Interesse an der
WeiterfÃ¼hrung der MaÃ�nahme habe. Der Beklagte hat weiterhin darauf
hingewiesen, dass die Leistungen wieder in vollem Umfang erbracht werden
kÃ¶nnten, wenn der KlÃ¤ger die Mitwirkungspflicht erfÃ¼lle oder er nachtrÃ¤glich
ernsthaft und nachhaltig bereit sei, seinen Pflichten nachzukommen. 

Den am 1. Oktober 2021 ohne BegrÃ¼ndung erhobenen Widerspruch wies der
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 16. November 2021 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck. Im Wesentlichen fÃ¼hrte der Beklagte ergÃ¤nzend aus, die
streitgegenstÃ¤ndliche MaÃ�nahme sei zumutbar gewesen. Zwar kÃ¶nne der
KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich frei darÃ¼ber entscheiden, welchen Beruf er erlernen wolle.
Die Realisierung der Ausbildung zum Immobilienkaufmann erscheine jedoch wenig
wahrscheinlich (Hauptschulabschluss, keine Berufserfahrung). Zwar sei fÃ¼r den
Beruf des Immobilienkaufmanns keine bestimmte Schulausbildung vorgeschrieben.
Faktisch stellten die Betriebe jedoch Ã¼berwiegend Auszubildende mit
Hochschulreife ein. Nur ein verschwindend geringer Teil der AusbildungsanfÃ¤nger
verfÃ¼ge Ã¼ber keinen (1%) oder einen Hauptschulabschluss (3%), dafÃ¼r aber
22% Ã¼ber einen mittleren Bildungsabschluss und 73 % Ã¼ber eine
Hochschulreife. Bei der vorliegenden MaÃ�nahme sei es zudem in erster Linie
darum gegangen, den KlÃ¤ger bei seiner Berufswahlentscheidung zu beraten und
diese auf eine fundierte und realitÃ¤tsgerechte Basis zu stellen. Der
vorzunehmende Abgleich der WÃ¼nsche und Neigungen des KlÃ¤gers mit den
tatsÃ¤chlichen Marktgegebenheiten und -chancen trage der GewÃ¤hrleistung des 
Art. 12 Grundgesetz (GG) und dem Interesse der Allgemeinheit (Bestreiten des
Lebensunterhaltes des KlÃ¤gers durch Erwerbsarbeit) gleichermaÃ�en Rechnung.

Beginn und Dauer der Minderung entsprÃ¤chen den gesetzlichen Vorschriften (Â§
31b Abs. 1 SGB II [a.F.]). Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG) kÃ¶nne von einer Leistungsminderung abgesehen werden kÃ¶nne, wenn
dies im Einzelfall unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde zu einer
auÃ�ergewÃ¶hnlichen HÃ¤rte fÃ¼hrte. Insbesondere kÃ¶nne danach von einer
Minderung abgesehen werden, wenn dieZwecke des Gesetzes nur erreicht werden
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kÃ¶nnten, indem eine Sanktion unterbliebe. Auch wenn man diese Vorgaben auf Â§
31 Abs. 2 SGB II anwenden wollte, sei fÃ¼r das Vorliegen solcher GrÃ¼nde nichts
erkennbar oder vorgetragen worden. Insbesondere erfordere die
Arbeitsmarktintegration des KlÃ¤gers sicherzustellen, dass er an integrativen
MaÃ�nahmen mitarbeite bzw. teilnehme und sich zu mindestens beraten lasse.

Der KlÃ¤ger hat mit der am 16. Dezember 2021 beim Sozialgericht Magdeburg
erhobenen Klage sein Ziel der Aufhebung der Sanktion weiterverfolgt. Er sei nicht
ordnungsgemÃ¤Ã� Ã¼ber die Rechtsfolgen etwaiger PflichtverstÃ¶Ã�e belehrt
worden.

Der Beklagte hat die RechtmÃ¤Ã�igkeit seiner Rechtsfolgenbelehrung verteidigt.
Diese Rechtsfolgenbelehrung kÃ¶nne sich nur auf die im Zeitpunkt der Belehrung
bestehende Rechtslage beziehen. Zwar sei nach der Entscheidung des BVerfG vom
5. November 2019 (1 BvL 7/16) die gravierende SanktionsverschÃ¤rfung fÃ¼r unter
25-jÃ¤hrige Leistungsberechtigte weiterhin geltendes Gesetz. Materiell bestehe
jedoch Konsens, dass die SanktionsverschÃ¤rfungen im VerhÃ¤ltnis zu den Ã¼ber
25-jÃ¤hrigen Leistungsberechtigten mit dem Grundgesetz unvereinbar seien. Das
BVerfG habe die obligatorischen SanktionsverschÃ¤rfungen nach Â§ 31 Abs. 1 S. 1
und 2 SGB II beanstandet.

Das Sozialgericht hat mit Urteil vom 17. Juni 2022 den Bescheid des Beklagten vom
1. September 2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 16. November
2021 aufgehoben. Im Wesentlichen hat es zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, die
Rechtsfolgenbelehrung sei nicht ordnungsgemÃ¤Ã� erfolgt. Bei Leistungsbeziehern,
die â�� wie der KlÃ¤ger â�� das 25 Lebensjahr noch nicht vollendet hÃ¤tten, sei
insbesondere das Erfordernis des Hinweises auf die Sonderregelung des Â§ 31a Abs.
2 S. 4 SGB II (a.F.) zu beachten. gewesen. Diese Regelung sei weiterhin geltendes
Recht. Eine andere Beurteilung ergebe sich auch nicht daraus, dass der KlÃ¤ger
durch die entsprechende Handhabung begÃ¼nstigt sei. Dies Ã¤ndere nichts an den
MÃ¤ngeln der Rechtsfolgenbelehrung. Zudem habe der Beklagte nicht beachtet,
dass es sich bereits um die 2. Pflichtverletzung des KlÃ¤gers gehandelt habe. Eine
Sanktion hÃ¤tte folglich zum vollstÃ¤ndigen Wegfall der Leistung zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼hren mÃ¼ssen, worauf der Beklagte nicht
hingewiesen habe. 

Das Sozialgericht hat die Berufung zugelassen.

Gegen das Urteil hat der Beklagte am 5. Juli 2022 Berufung eingelegt. Zur
BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, er halte die
Sanktionsvorschriften fÃ¼r unter 25-jÃ¤hrige Leistungsberechtigte nach der
Entscheidung des BVerfG vom 5. November 2019 nicht mehr fÃ¼r anwendbar. Die
Rechtsfolgenbelehrung sei nicht zu beanstanden, da sie die beabsichtigten Folgen
bei Pflichtverletzungen zutreffend wiedergebe und somit die Warn- und
AufklÃ¤rungsfunktion erfÃ¼lle. Durch den Verzicht auf eine Belehrung Ã¼ber die
SanktionsverschÃ¤rfung sei diese fÃ¼r den KlÃ¤ger sicher ausgeschlossen
gewesen. Da die Belehrung auÃ�erdem bereits die milderen Folgen enthalte,
bestehe auch nicht das Problem einer Belehrung, bei der die konkreten
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Rechtsfolgen vergleichbar oder milder seien.

Der Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts Magdeburg vom 17. Juni 2022 die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen,

Â die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er ist weiterhin der Auffassung, dass keine ordnungsgemÃ¤Ã�e
Rechtsfolgenbelehrung vorliege. Insbesondere sei kein Hinweis auf Â§ 31 Abs. 2 S. 4
SGB II (a.F.) erfolgt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte des
Beklagten ergÃ¤nzend verwiesen. Diese sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I.

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz
[SGG]) ist auch statthaft nach Â§ 144 Abs. 2 SGG. Das Sozialgericht hat die
Berufung zugelassen. Der Senat ist daran gebunden (Â§ 144 Abs. 3 SGG).

II.

Die Berufung ist begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat im Ergebnis zu Unrecht den
Bescheid des Beklagten vom 1. September 2021 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 16. November 2021 aufgehoben. Dieser verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. 

Der Senat konnte eine Entscheidung in der Sache treffen, obgleich der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers zum Termin trotz ordnungsgemÃ¤Ã�er
Ladung nicht erschienen ist. Er ist in der Ladung darauf hingewiesen worden, dass
auch im Falle seines Ausbleibens Beweis erhoben, verhandelt und entschieden
werden kÃ¶nne. 

1.

Streitgegenstand sind die dem KlÃ¤ger in den Monaten Oktober bis Dezember 2021
vom Beklagten zu gewÃ¤hrenden SGB II-Leistungen. Der o.g. Sanktionsbescheid
stellt insoweit keinen abtrennbaren Streitgegenstand dar, der isoliert von den
Ã¼brigen Anspruchsvoraussetzungen nach dem SGB II Ã¼berprÃ¼ft werden kann
(vgl. nur Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 15. Dezember 2010, B 14 AS 92/09
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[13], Juris).

Dem KlÃ¤ger standen in diesem Zeitraum keine hÃ¶heren als die vom Beklagten
bewilligten Leistungen zu. Unstreitig war er Leistungsberechtigter im Sinne des Â§ 7
Abs. 1 SGB II, da er erwerbsfÃ¤hig (Â§ 8 SGB II) und hilfebedÃ¼rftig (Â§ 9 SGB II)
war. Er war auch im passenden Alter gewesen und hatte seinen gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. 

Der Beklagte hatte mit Sanktionsbescheid vom 1. September 2021 im Ergebnis
rechtmÃ¤Ã�ig die Leistungen nach dem SGB II um 30% gekÃ¼rzt und um monatlich
147,02 â�¬ geringere Leistungen bewilligt. 

2.

Der Sanktionsbescheid vom 1. September 2021 ist formell rechtmÃ¤Ã�ig,
insbesondere ist vorher eine ordnungsgemÃ¤Ã�e AnhÃ¶rung erfolgt. Nach Â§ 24
Abs. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz â�� SGB X) ist vor Erlass eines belastenden Verwaltungsakts dem
Betroffenen Gelegenheit zu geben, sich zu den nach Auffassung der Beklagten fÃ¼r
die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu Ã¤uÃ�ern. Erhebliche Tatsachen sind all
diejenigen, auf die die BehÃ¶rde den VerfÃ¼gungssatz des Bescheids zumindest
auch stÃ¼tzten will oder auf die es nach ihrer materiell-rechtlichen Ansicht objektiv
ankommt. Hierbei ist es unerheblich, ob die Ansicht der BehÃ¶rde zutrifft, ob also
die Rechtsgrundlage, auf die sie sich stÃ¼tzen will, tatsÃ¤chlich eingreift. Hieraus
folgt, dass eine AnhÃ¶rung nicht etwa deshalb fehlerhaft ist, weil die Entscheidung
auf eine andere Rechtsgrundlage gestÃ¼tzt wird, solange die AnhÃ¶rung alle
Tatsachen umfasst hat, die fÃ¼r jede Rechtsgrundlage relevant sind (vgl.
Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 19. Oktober 2021, L 15 AS 303/21 [35],
Juris).

Der KlÃ¤ger war mit Schreiben vom 27. April 2021 zur beabsichtigten Sanktion
angehÃ¶rt worden. Der Beklagte hatte ihm alle erheblichen Tatsachen wie die Art
der Pflichtverletzung und die Dauer und den Umfang der in Aussicht gestellten
Minderung der SGB II-Leistungen mitgeteilt. Unerheblich ist insoweit aus den o.g.
GrÃ¼nden, dass der Beklagte eine Minderung nach Â§ 31a Abs. 1 SGB II (a.F.) und
nicht nach Â§ 31a Abs. 2 SGB II (a.F.) vorsah. Diese setzte der Beklagte in der Folge
auch um. 

3.

Der Sanktionsbescheid vom 1. September 2021 ist inhaltlich hinreichend bestimmt
nach Â§ 33 Abs. 1 SGB X. Das Bestimmtheitserfordernis verlangt, dass der
VerfÃ¼gungssatz eines Verwaltungsaktes nach seinem Regelungsgehalt in sich
widerspruchsfrei ist und den Betroffenen bei Zugrundelegung der
ErkenntnismÃ¶glichkeiten eines verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤ngers in die Lage versetzen
muss, sein Verhalten daran auszurichten. Mithin muss aus dem VerfÃ¼gungssatz
fÃ¼r die Beteiligten vollstÃ¤ndig, klar und unzweideutig erkennbar sein, was die
BehÃ¶rde will (vgl. BSG, Urteil vom 17. Dezember 2009, B 4 AS 30/09 [16], Juris).
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FÃ¼r den KlÃ¤ger war deutlich erkennbar, dass und in welcher HÃ¶he der Beklagte
die Bewilligung der SGB II-Leistungen fÃ¼r die Monate Oktober bis Dezember 2021
teilweise aufgehoben hatte. Das diesem Vorgehen zugrundeliegende
Sanktionsereignis hatte der Beklagte hinreichend konkret und nachvollziehbar
dargestellt. 

4.

Es liegt auch eine Pflichtverletzung i.S. Â§ 31 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB II (a.F.) vor.
Danach verletzen erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte ihre Pflichten, wenn sie trotz
schriftlicher Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis eine zumutbare
MaÃ�nahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, abbrechen oder Anlass fÃ¼r
den Abbruch gegeben haben. 

a.

Die dem KlÃ¤ger angebotene MaÃ�nahme war zumutbar nach Â§ 10 SGB II i.V.m. Â§
31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c SGB II (a.F.). 

Nach Â§ 10 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 SGB II ist eine MaÃ�nahme zur Eingliederung einer
erwerbsfÃ¤higen leistungsberechtigten Person in Arbeit unzumutbar, wenn

1. sie zu der bestimmten MaÃ�nahme kÃ¶rperlich, geistig oder seelisch nicht in der
Lage ist,

2. die AusÃ¼bung der MaÃ�nahme die kÃ¼nftige AusÃ¼bung der bisherigen
Ã¼berwiegenden Arbeit wesentlich erschweren wÃ¼rde, weil die bisherige
TÃ¤tigkeit besondere kÃ¶rperliche Anforderungen stellt,

3. die AusÃ¼bung der MaÃ�nahme die Erziehung ihres Kindes oder des Kindes ihrer
Partnerin oder ihres Partners gefÃ¤hrden wÃ¼rde; die Erziehung eines Kindes, das
das dritte Lebensjahr vollendet hat, ist in der Regel nicht gefÃ¤hrdet, soweit die
Betreuung in einer Tageseinrichtung oder in Tagespflege im Sinne der Vorschriften
des Achten Buches oder auf sonstige Weise sichergestellt ist; die zustÃ¤ndigen
kommunalen TrÃ¤ger sollen darauf hinwirken, dass erwerbsfÃ¤higen Erziehenden
vorrangig ein Platz zur Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird,

4. die AusÃ¼bung der MaÃ�nahme mit der Pflege einer oder eines AngehÃ¶rigen
nicht vereinbar wÃ¤re und die Pflege nicht auf andere Weise sichergestellt werden
kann,

5. der AusÃ¼bung der MaÃ�nahme ein sonstiger wichtiger Grund entgegensteht.

Eine Unzumutbarkeit nach Ziffer 1 bis 4. kommt hier erkennbar nicht in Betracht. 

Es ist auch kein wichtiger Grund nach Ziffer 5 ersichtlich, der die dem KlÃ¤ger
angebotene MaÃ�nahme hÃ¤tte unzumutbar erscheinen lassen. 

                             9 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/10.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/10.html


 

Die MaÃ�nahme diente u.a. dazu, dem KlÃ¤ger die MÃ¶glichkeiten bei der
Arbeitsuche aufzuzeigen sowie in einem Bewerbungscoaching
Selbstvermarktungsstrategien zu entwickeln. Der Umstand, dass der KlÃ¤ger allein
auf den Beruf des Immobilienkaufmanns fixiert war, hinderte nicht die Teilnahme an
der MaÃ�nahme, um andere Berufsfelder fÃ¼r ihn zu erschlieÃ�en. Die Ausbildung
zum Immobilienkaufmann bedarf i.d.R. des Realschulabschlusses. Der Beklagte
hatte sich zwischenzeitlich auf Betreiben des KlÃ¤gers auch bemÃ¼ht, dass dieser
diesen Abschluss an der BBS W1â�¦â�¦ nachholen kÃ¶nne. Eine Reaktion des
KlÃ¤gers erfolgte aber nicht. Mithin war die MaÃ�nahme eine wichtige MÃ¶glichkeit,
ihn in den Arbeitsmarkt eingliedern zu kÃ¶nnen. 

b.

Die Pflicht, die MaÃ�nahme durchzufÃ¼hren, hatte der KlÃ¤ger verletzt. Er hatte
dem MaÃ�nahmetrÃ¤ger Anlass gegeben, den Schulungsvertrag zu kÃ¼ndigen.

Abbruch meint die vorsÃ¤tzliche tatsÃ¤chliche Beendigung des
VertragsverhÃ¤ltnisses zum MaÃ�nahmetrÃ¤ger. Sie kann durch ausdrÃ¼ckliche
ErklÃ¤rung oder konkludentes Verhalten (etwa dauerhaftes, unentschuldigtes
Fernbleiben) der erwerbsfÃ¤higen leistungsberechtigten Person erfolgen (vgl.
Eicher/Luik/Harich/Hahn, 5. Aufl. 2021, SGB II, Â§ 31, Rn. 51).

Der KlÃ¤ger begann zwar die MaÃ�nahme am 15. MÃ¤rz 2021. Er meldete sich
jedoch danach nicht mehr beim MaÃ�nahmetrÃ¤ger, obgleich dieser versuchte, den
KlÃ¤ger zu erreichen. Auch nach zwei Abmahnungen Ã¤nderte der KlÃ¤ger sein
Verhalten nicht. 

Der vom KlÃ¤ger angegebene Einwand, der MaÃ�nahmetrÃ¤ger sei nicht auf seine
WÃ¼nsche eingegangen, ist aus den o.g. GrÃ¼nden kein wichtiger Grund. Der
Wille, eine Ausbildung zum Immobilienkaufmann beginnen zu kÃ¶nnen, hÃ¤tte aus
den o.g. GrÃ¼nden keine hinreichende Aussicht auf Erfolg gehabt. Der Beklagte
und auch der MaÃ�nahmetrÃ¤ger hatten versucht, ihm dies zu verdeutlichen.
Zudem hatte der KlÃ¤ger die MÃ¶glichkeit gehabt, sich noch vor der KÃ¼ndigung
des Schulungsvertrages mit dem Beklagten in Verbindung zu setzen, um mit
diesem eine gemeinsame LÃ¶sung zu finden. 

c.

Der KlÃ¤ger ist schlieÃ�lich ordnungsgemÃ¤Ã� Ã¼ber die Rechtsfolgen von
PflichtverstÃ¶Ã�en belehrt worden.

Eine Rechtsfolgenbelehrung nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 SGB II muss konkret,
verstÃ¤ndlich, richtig und vollstÃ¤ndig sein (BSG, Urteil vom 18. Februar 2010,
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